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Geſetz-Sammlung, 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


NN .. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Betheiligung des Staates an dem Unternehmen einer Eiſenbahn von Itzehoe 
über Wilſter, Taterphal und Meldorf nach Heide, S. 237. — Geſetz, betreffend die Auflöſung des 
Lehnsverbandes der in dem Herzogthum Schleſien, der Grafſchaft Glatz und dem Preußiſchen Mark 
grafthum Oberlauſitz belegenen Lehne, S. 238. — Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Abänderung 
der Allerhöchſten Verordnung über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens in der 
Provinz Sachſen vom 2. Oktober 1871., S. 243. — Al lerhöchſter Erlaß, betreffend die Ueber— 
tragung der Verwaltung und des Betriebes der Bahnſtrecken Göttingen » Arenshaufen und Halle— 
Münden an die Königliche Eiſenbahndirektion zu Frankfurt a. M., ſowie des Betriebes und der 
Verwaltung der Strecken Münden-Kaſſel und Nordhaufen-Nixei an die Königliche Eiſenbahndirektion 
zu Hannover, S. 243. — Aller höchſter Erlaß, betreffend die Auflöſung des Eiſenbahn-Kom— 
miſſariats zu Altona, S. 244. 


(Nr. 8422.) Geſetz, betreffend die Betheiligung des Staates an dem Unternehmen einer 
Eiſenbahn von Itzehoe über Wilſter, Taterphal und Meldorf nach Heide. 
Vom 14. Juni 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


F. 1. 


Der Staat betheiligt ſich an dem Unternehmen einer von Itzehoe über 
Wilſter, Taterphal und Meldorf nach Heide führenden Verlängerung der Glück— 
ſtadt⸗Elmshorn-Itzehoer Eiſenbahn durch Uebernahme von 1,014,750 Mark der 
zu dieſem Zweck auszugebenden Stammaktien der Glückſtadt-Elmshorner Eifen- 
bahngeſellſchaft. 8 2 


Der hierzu erforderliche Geldbetrag wird durch Ausgabe eines entfprechen- 
den Betrages von Schuldverſchreibungen aufgebracht. Die Ausgabe erfolgt nach 
den von dem Finanzminiſter zu treffenden Beſtimmungen. 

Wegen der Verwaltung und Tilgung der Anleihe, wegen Annahme der- 
ſelben als pupillen- und depoſitalmäßige Sicherheit und wegen Verjährung der 
Zinfen kommen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869. (Geſetz— 
Samml. 1869. S. 1197.) zur Anwendung. 

Jahrgang 1876. (Nr. 8422-8423) 35 $. 3. 


Ausgegeben zu Berlin den 4. Juli 1876. 
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$. 3. 
5 Zur Umſchreibung des Aktienkapitals des Staates von 1,014,750 Mark auf 
den Inhaber, ſowie zur Wanne e der Aktien iſt die Genehmigung beider 
Häuſer des Landtages erforderlich. e dieſer Vorſchrift entgegen einſeitig ge— 
troffenen Verfügungen ſind rechtsungültig. 

$. 4. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes wird, ſoweit ſolche nach den Beſtimmun— 
gen des F. 2. nicht durch den Finanzminiſter erfolgt, dem Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten übertragen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 14. Juni 1876. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


(Jr. 8423.) Geſetz, betreffend die Auflöſung des Lehnsverbandes der in dem Herzogthum 
Schleſien, der Grafſchaft Glatz und dem Preußiſchen Markgrafthum Ober⸗ 
lauſitz belegenen Lehne. Vom 19. Juni 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: N 
Ned 


Der noch beſtehende Lehnsverband in dem Herzogthum Schlefien, der 
Grafſchaft Glatz und dem Preußiſchen Markgrafthum Oberlauſitz wird in Be 
ziehung auf alle Lehne, Afterlehne, Geldlehne und Lehnſtämme, mit Ausnahme 
der Thronlehne, nach Maßgabe dieſes Geſetzes aufgelöſt. 

F. 2. 
Mit dem Eintritt der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes verlieren alle dem Lehn⸗ 


recht der Oberlauſitz unterworfenen Lehne, ferner die Lehne in den Fürſten⸗ 


thümern Jauer und Schweidnitz, der ee der Stadt Lauban und das 
der Stadt Markliſſa verliehene Lehn des Ger 
bäuerlichen (Schulzen-) Lehne in den Fürſtenthümern Glogau und Sagan die 
Lehnseigenſchaft. N 
Der auf die im erſten Abſatz De 90 0 bezeichneten Lehne ge⸗ 
Ries wird durch die Aufhebung des Lehnsverbandes nicht 
erührt. 
Sind 


achsheimer Waldes, ſowie die 


| 
| 
| 
| 


„ 
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Sind bei den im erſten Abſatz bezeichneten bäuerlichen (Schulzen-) Lehnen 
Agnaten im Grundbuch eingetragen, fo kommen bei Aufhebung des Lehnsver— 
bandes die Vorſchriften der F. 3. und folgende zur Anwendung. 


§. 3. 5 

Für alle übrigen Lehne gelten folgende Beſtimmungen: 

Bei der Auflöſung des Lehnsverbandes werden nur diejenigen Agnaten, 
Mitbelehnte und andere Succeſſionsberechtigte, welche unter dem Namen „Lehn— 
berechtigte“ begriffen fein ſollen, berüdfichtigt, welche bis zum Eintritt der Ge— 
ſetzeskraft dieſes Geſetzes geboren ſind, oder bis zum 302. Tage von dieſem 
Zeitpunkte an geboren werden, und außerdem binnen zwei Jahren von dem Ein- 
tritt der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes an gerechnet entweder bei dem zuſtändigen 
Lehnshofe angemeldet oder, ſofern dies nicht früher geſchehen iſt, in das Grund⸗ 
buch (Hypothekenbuch) eingetragen ſind. Ueber die Anmeldung iſt eine Be⸗ 
ſcheinigung zu ertheilen und über die bei den Grundbüchern geſchehenen Ein— 
ragungen dem Lehnshofe Mittheilung zu machen. 

Die Eintragung oder Anmeldung iſt zur Vermeidung der Ausſchließung 
auch rückſichtlich derjenigen Lehnberechtigten erforderlich, deren Aſcendent einge- 
tragen oder angemeldet iſt. Dieſelbe iſt für die unter väterlicher Gewalt ftehen- 
den Kinder von dem Vater, für die Bevormundeten von dem Vormunde zu 
veranlaſſen. Großjährige, unter väterlicher Gewalt ſtehende Perſonen ſind ſelbſt— 
ſtändig zu dieſem Antrage befugt. 

Die rechtzeitig erfolgte Eintragung und Anmeldung, ſowie die Ertheilung 
er Beſcheinigung ſind koſtenfrei. 

Den Lehnshof bildet das Anpellationsgericht, in deſſen Bezirk das Lehn— 
gut gelegen iſt, oder das Geldlehen oder der Lehnsſtamm verwaltet wird. Ueber 
aden e Kompetenzſtreitigkeiten der Lehnshöfe hat der Juſtizminiſter zu ent- 

eiden. 
H. 4. 


Das Lehn verliert die Lehnseigenſchaft: 

1) wenn bis zum Ablauf der geſetzlichen Friſt (F. 3.) ein Lehnberechtigter 
weder bei dem Lehnshofe angemeldet, noch in das Grundbuch als 
Lehnberechtigter eingetragen iſt 

2) wenn beim Ablauf jener Friſt kein Lehnberechtigter mehr am Leben ift; 

3) wenn die angemeldeten Lehnberechtigten durch Vertrag mit dem Lehns— 
beſitzer in die Allodifikation gewilligt haben oder willigen. 

Die Deſcendenten des Lehnsbeſitzers und der Lehnberechtigten werden durch 
die Einwilligung ihrer Aſcendenten in die Allodifikation des Lehns gebunden. 


. 5. 
Igßſt bei dem Ablauf der zweijährigen Friſt ($. 3.) ein nach $. 3. zu berück— 
ſichtigender Lehnberechtigter vorhanden, jo verliert das Lehn in der Hand des 
Lehnsbeſitzers die Lehnseigenſchaft, wenn derſelbe bei dem Eintritt der Geſetzes— 
kraft dieſes Geſetzes lehnsfähige Deſcendenz hat, oder bis zum dreihundert und 
zweiten Tage von dieſer Zeit an erhält. 
(Nr. 8423.) 39 * 5. 
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$. 6. 

Hat der Lehnsbeſitzer keine nach $. 5. zu berückſichtigende Deſcendenz, iſt 
aber bei ſeinem Tode überhaupt ein nach F. 3. zu berüdfichtigender Lehnberech- 
tigter am Leben, ſo vererbt das Lehn als ſolches nach Recht und Ordnung der 
bisherigen Lehnsfolge, ohne daß es in San auf die Zulaſſung noch anderer 
Perſonen zur Lehnsfolge auf die Zeit der Geburt und auf die Eintragung bezw. 
die Anmeldung der Lehnberechtigten ankommt. 

Dieſelbe Lehnsvererbung erfolgt auch dann, wenn der Beſitzer zwar nach 
dem in $. 3. . Zeitpunkte lehnsfähige Deſcendenz erhält, dieſelbe aber 
vor ihm mit Tode abgeht. 

Ueberlebt der ſpäter geborene Deſcendent den Lehnsbeſitzer, ſo ſchließt er 
die Agnaten und Mitbelehnten von der Succeſſion aus und das Lehn verliert 
in ſeiner Hand die Lehnseigenſchaft. 

K 7 

Hat der zur Succeſſion gelangende Agnat oder Mitbelehnte bei dem An— 
falle des Lehns lehnsfähige Deſcendenz, ſo verliert das 17 in ſeiner Hand die 
Lehnseigenſchaft. Erhält er erſt ſpäter lehnsfähige Deſcendenz, welche ihn über— 
lebt, fo verliert das Lehn in der Hand der letzteren die Lehnseigenſchaft. Ver⸗ 
ſtirbt der ſpäter geborene Deſcendent vor ihm, jo tritt eine fernere Succeffion 
der Agnaten und Mitbelehnten unter den im $. 6. angegebenen Vorausſetzungen 
nach der dort beſtimmten Weiſe ein. 8 


$. 8. 
Befindet ſich das Lehn im ungetheilten Miteigenthum mehrerer Perſonen, 
jo verliert daſſelbe die Lehnseigenſchaft, wenn auch nur rückſichtlich Eines Mit— 
eigenthümers die Bedingungen der $$. 5. bis 7. vorliegen. 


RR 
Der Lehnsbeſitzer, in deſſen Händen das Lehn nach $$. 5. 6. 7. und 8. 
die Lehnseigenſchaft verliert, hat die Wahl, ob er das Lehn 
1) gegen eine Abfindung von 4 Prozent des Lehnswerths (bei Geldlehnen 
und Lehnsſtämmen des Kapitalswerths, bei Lehngütern nach Abzug 
der Lehnsſchulden) in Allode oder 
2) nach den Vorſchriften der $$. 10. bis 13. in ein Fideikommiß für die 
zur Lehnsſucceſſion berufenen Familienglieder dergeſtalt verwandeln 
will, daß er ſelber in die Stelle des erſten Fideikommißbeſitzers ein- 
tritt. Einer Einwilligung der Agnaten und Mitbelehnten bedarf er 
dazu nicht. 
7 8710 
Die Verwandlung des Lehns in ein Familien-Fideikommiß kann nur er- 
folgen, wenn daſſelbe oder mehrere in der Hand deſſelben Lehnsbeſitzers befind- 
liche Lehne zuſammen oder unter Hinzuſchlagung von Kapitalien beziehungsweiſe 
von einzelnen mit dem Lehngute wirthſchaftlich verbundenen Grundſtücken einen 
Rein⸗ 


BAT 


Reinertrag von fiebentaufend fünfhundert Mark nach Maßgabe eines landüblichen 
Wirthſchaftsanſchlages ($. 51. Tit. 4. Thl. II. Allg. Landrecht) jährlich ge— 
währen. 

Von dieſem Reinertrage müſſen nach Maßgabe der Vorſchriften $$. 52. 
und 53. Tit. 4. Thl. II. Allg. Landrechts dem Fideikommißbeſttzer wenigſtens drei⸗ 
tauſend ſiebenhundert und funfzig Mark verbleiben. 

Die beſchränkende Vorſchrift des F. 56. Thl. II. Tit. 4. Allg. Landrechts 
findet nicht ſtatt. Die Stempelgebühren zur Fideikommißurkunde werden auf 
den dritten Theil des Betrags ermäßigt, welcher nach den beſtehenden Geſetzen 
ſonſt zu erlegen ſein würde. 


. 11. 


Die getroffene Wahl iſt bei dem zuſtändigen Appellationsgerichte binnen 
vier Jahren zu erklären. Dieſe Friſt läuft dem zur Zeit der Geſetzeskraft dieſes 
Geſetzes im Beſitz befindlichen Lehnsmann von der Zeit der Geſetzeskraft. Die 
Allodialerben des Lehnsbeſitzers haben, wenn derſelbe binnen dieſer Friſt ohne 
Erklärung der Wahl verſtirbt, das Wahlrecht, vom Tage des Erbanfalls an 
gerechnet, noch zwei Jahre. Geht die dem verſtorbenen Lehnsbeſitzer zugeſtandene 
vierjährige Friſt erſt nach Ablauf dieſer zwei Jahre zu Ende, ſo kommt den 
Allodialerben noch der volle Ueberreſt des vierjährigen Zeitraums zu ſtatten. 
Verliert das Lehn erſt in der Hand eines ſpäteren Beſitzers ($$. 6. und 7.) die 
Lehnseigenſchaft, ſo hat derſelbe, vom Tage des Erbanfalls an gerechnet, zur 
Ausübung des Wahlrechts eine zweijährige Friſt. 


$. 12. 


Steht der Lehnsmann wegen Minderjährigkeit unter Vormundſchaft, ſo 
ruht das Wahlrecht nach $$. 9. und 11. während der Dauer derſelben. 


. 13. 


Innerhalb dieſer Friſten iſt auch, je nachdem die Allodifikation oder die 
Verwandlung in Fideikommiß gewählt wird, die Abfindungsſumme an das 
Depoſitorium des vom Lehnshofe zu bezeichnenden Gerichts zu zahlen, oder bei 
der Fideikommißbehörde eine ſolche Stiftungsurkunde einzureichen, welche dem⸗ 
nächſt die Beſtätigung erlangt. 

$. 14. 

Erfolgt innerhalb der geſetzlich beſtimmten Friſten ($$. 11. 12.) überhaupt 
keine Wahl, oder bei gewählter Fideikommißſtiftung doch keine Einreichung der 
Fideikommißurkunde, ſo gilt die Verwandlung des Lehns in Allode ($. 9. Nr. 1.) 
als gewählt. 

Ss. 

Jeder der nach $. 3. zu berückſichtigenden i en ee hat das Recht, 
von dem Lehnsbeſitzer die Aufnahme einer Taxe und Zahlung der Allodifikations⸗ 
ſumme ad depositum zu fordern, ſobald die Verpflichtung zur Zahlung nach 
$$. 13. und 14. eingetreten iſt. 

(Nr. 8423.) $. 16. 
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$. 16. 


ie das Lehn auf einen Agnaten oder Mitbelehnten über, fo en die 
Auseinanderſetzung zwiſchen dem Lehnsfolger und den Allodialerben, insbeſon⸗ 
dere die Abſonderung des Lehns vom Allodium, ſowie die Abfindung der Ehe— 
frau und der Töchter des Lehnsbeſitzers nach den bisherigen Geſetzen. 


$. 17. 

Die Lehnseigenſchaft ift bei den in dem erſten Abſatz des F. 2. bezeichneten 
Lehnen, ſofern nicht der Ausnahmefall des dritten Abſatzes jenes Paragraphen 
vorliegt, im Grundbuch auf den Antrag des eingetragenen Lehnsbeſitzers zu 
löſchen. Im Uebrigen kann die Lehnseigenſchaft nur unter Beibringung eines 
Zeugniſſes des Lehnshofes, daß das Lehn Allode geworden, oder in ein Fidei— 
kommiß verwandelt worden ſei, gelöſcht werden. Im letzteren Falle iſt das 
Zeugniß dem Fideikommißgericht zuzuſtellen und von dieſem die Löſchung der 
Lehnsqualität und Eintragung der Fideikommißeigenſchaft zu beantragen. 


§. 18. 

Die beſondere geſetzliche Erbfolge in die durch dieſes Geſetz allodifizirten 
Lehne, ſowie die 5 F. 3. des Geſetzes vom 11. Juli 1845. (Geſetz-Samml. 
S. 471.) aufrecht erhaltene provinzialrechtliche Erbfolge in Allodialrittergüter und 
die früher e Lehne in den Fürſtenthümern Sagan, Glogau, Liegnitz 
und Wohlau wird aufgehoben. 

An Stelle der aufgehobenen Rechte treten die Vorſchriften Unſeres Allge— 
meinen Landrechts nebſt den daſſelbe abändernden, ergänzenden und erläuternden 
Beſtimmungen. 

§. 19. 


Die nach F. 9. Nr. 1. zu zahlende Allodifikationsſumme dient, in Er⸗ 
mangelung einer Einigung der Lehnberechtigten, zu einer für die bisher lehn— 
tragende Familie beſtimmten Stiftung. 

Der zur Bildung dieſer Stiftung und Feſtſtellung des Statuts erforder⸗ 
liche Familienſchluß wird in einer für die ganze Familie bindenden Weiſe durch 
die en $. 3. ermittelten Lehnberechtigten gefaßt. 

ur Zuſammenberufung der Intereſſenten genügt eine Vorladung mit der 
Verwarnung, daß die Ausbleibenden durch den nach Mehrheit zu faſſenden Be— 
ſchluß der 2 ebunden ſind. a 

Die Beſtätigung der Stiftung erfolgt durch das Gericht erſter Inſtanz, 
bei welchem die Allodifikationsſummen deponirt find. Iſt die Depoſition der 
Allodifikationsſumme für Lehne derſelben Familie bei mehreren Gerichten er— 
folgt, ſo iſt das Appellationsgericht und, wenn die Gerichte in verſchiedenen 
Appellationsgerichtsbezirken liegen, der Juſtizminiſter ermächtigt, die Vorbereitung 
und Beſtätigung des Familienſchluſſes auf Antrag der Intereſſenten einem dieſer 


Eine 


An den Miniſter des Innern. 
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Eine Stempelabgabe wird für die Bildung reſp. Verſtärkung der Stiftung 

nicht erhoben. 
F. 20. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Juſtizminiſter übertragen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen. Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 19. Juni 1876. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. 
v. Kñameke. Achenbach. Friedenthal. 


(Nr. 8424.) Allerhöchſter Erlaß vom 10. Juni 1876, betreffend die Abänderung der Aller⸗ 
höchſten Verordnung über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmen⸗ 
weſens in der Provinz Sachſen vom 2. Oktober 1871. 


Au den Bericht vom 7. Juni er. beſtimme Ich hierdurch, dem Antrage des 
Provinziallandtages der Provinz Sachſen entſprechend, was folgt: 
Die in der Verordnung über die Einrichtung und Verwaltung des Land- 
armenweſens in der Provinz Sachſen vom 2. Oktober 1871. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 473.) dem provinzialſtändiſchen Ausſchuſſe beziehungsweiſe 
dem Landtagsmarſchall zugewieſenen Befugniſſe und Obliegenheiten werden 
fortan von dem Provinzialausſchuſſe der Provinz Sachſen wahrgenommen. 
Dieſer Erlaß iſt in der Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 10. Juni 1876. 


Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr, 8425.) Allerhöchſter Erlaß vom 15. Juni 1876., betreffend die Uebertragung der Ver- 
waltung und des Betriebes der Bahnſtrecken Göttingen-Arenshauſen und 
Halle- Münden an die Königliche Eiſenbahndirektion zu Frankfurt a. M., 
ſowie des Betriebes und der Verwaltung der Strecken Münden-Kaſſel und 
Nordhauſen⸗Nixei an die Königliche Eiſenbahndirektion zu Hannover. 


Alf Ihren Bericht vom 12. Juni d. J. genehmige Ich, daß die Verwaltung 
und der Betrieb der Bahnſtrecken Göttingen⸗Arenshaüſen und Halle-Münden 
(Nr. 8123-8426.) der 
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der ii Eiſenbahndirektion zu Frankfurt a. M. übertragen, der Betrieb 
und die Verwaltung der Strecke Münden⸗Kaſſel mit den in derſelben für Rech- 
nung der Magdeburg-Köthen-Halle-Leipziger Eiſenbahngeſellſchaft ausgeführten 
baulichen Anlagen ausſchließlich der Königlichen Eiſenbahndirektion zu Hannover 
überwieſen, ſowie dieſer Direktion der Betrieb und die Verwaltung der Bahn— 
ſtrecke Nordhauſen-Nixei übertragen werde. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Bad Ems, den 15. Juni 1876. 
Wilhelm. 


Achenbach. 
An den Miniſter für Aube Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 8426.) Allerhöchſter Erlaß vom 19. Juni 1876., betreffend die Auflöſung des Eiſenbahn— 
Kommiſſariats zu Altona. 


Nac Ihrem Antrage vom 15. Juni d. J. will Ich die Auflöſung des 
Eiſenbahn-Kommiſſariaks in Altona zum 1. Juli d. J. genehmigen und Sie zur 
Uebertragung der Geſchäfte deſſelben an eins der anderen Eiſenbahn-Kommiſſariate 
ermächtigen. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Bad Ems, den 19. Juni 1876. 
Wilhelm. 
Achenbach. 


An den Miniſter für 7 Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten. 


’ 


Rebigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


